


















hen. Daraus wird die Schlußfolgerung
gezogen, daß der Absatz von minde­
stens 125 Flugzeugen gesichert sein
muß, wenn nur diese Entwicklungs­
kosten wieder aufgebracht werden sol­
len. Dieses Beispiel demonstriert, daß
heute die Aufwendung für Forschung
und Entwicklung sowie für die Inve­
stitionstätigkeit so groß sind, daß sie
auf vielen Gebieten nur mit staatlicher
Hilfe aufgebracht werden können. Es
zeigt weiter, daß man sich heute eben­
falls auf vielen Gebieten nicht mehr
auf einen unbekannten Markt verlas­
sen kann, sondern daß bereits lange
vor Beginn der Produktion unter Aus­
nutzung staatlicher Subventionen und
anderer Maßnahmen ein möglichst sta­
biler Markt geschaffen und gesichert
werden muß. Gar nicht zu reden von
den Problemen, die sich aus der Struk­
turveränderung der Wirtschaft erge­
ben, deren Folgen besonders im Stein­
kohlenbergbau offensichtlich zutage
treten.

Wachsende Sfaafstätigkeit

in der Wirtschaft

Alle diese Tatsachen zeigen, daß in
der Wirtschaft und auf anderen Gebie­
ten viele entscheidende Probleme her­
angereift sind, die eine planmäßige
und gesellschaftliche Lösung im Inter­
esse und mit Hilfe des ganzen Volkes
notwendig machen, wie sie letzten En­
des nur unter sozialistischen Bedin­
gungen möglich ist. Um den Übergang
zum Sozialismus zu verhindern und
ihre eigene Herrschaft zu sichern, ma­
chen heute die herrschenden Monopol­
gruppen in der Bundesrepublik und in
den anderen entwickelten kapitalisti­
schen Industriestaaten alle Anstren­
gungen, um mit Hilfe der wachsenden
Staatstätigkeit diese neuen Bedingun­
gen in ihrem Interesse durchzusetzen.

Zu Beginn des 1. Weltkrieges flössen
über Steuern und Abgaben etwa 10 bis
15 Prozent des Nationaleinkommens in
die Hände des Staates. Das waren Mit­
tel, die für die Finanzierung des Staa­
tes mit all seinen Einrichtungen ein­
schließlich der Armee notwendig wa­
ren. Heute ist es fast die Hälfte des
Nationaleinkommens. Das Aufkommen
an Steuern und Abgaben ist gegen­
wärtig in der Bundesrepublik etwa
21mal so groß wie 1913. Diese riesigen
Mittel — weit mehr als 100 Milliarden
DM jährlich — stellen ein wichtiges
Instrument zur Regulierung der wirt­
schaftlichen Entwicklung dar und haben
einen großen Einfluß auf die Lage der
Bevölkerung. Alle ökonomischen Pro­
zesse, wie die Forschung und Entwick­
lung, die Investitionstätigkeit, das
Kreditwesen, die Löhne, die Außen­
wirtschaftsbeziehungen, sind heute mit
der staatlichen Tätigkeit aufs engste
verknüpft. In einem Artikel des „Vor­
wärts" unter dem Titel „Die Planung
ist nicht des Teufels" wurde deshalb
richtig festgestellt: „Für viele Unter­
nehmen sind die wichtigsten Daten
ihrer Kalkulation nicht die Preise der
Konkurrenz oder die Löhne oder die
Materialkosten, sondern die Auswir­

kungen staatlicher Wirtschaitspolitik:

Steuern, Außenhandelspolitik, Geld­
politik, Subventionen ..(16. 9. 1964)

Militarisierung der Gesellschaft

Die Ausnutzung dieser staatlichen Tä­
tigkeit macht es vor allem den großen
Unternehmen möglich, die technische
Revolution der Gegenwart zu einer
Quelle unvorstellbaren Profits zu ma­
chen. Während sich von 1953 bis 1963
das Nationaleinkommen der Bundes­
republik etwa verdoppelt hat, ist nach
den Angaben der offiziellen Statistik
das steuerlich erfaßte Vermögen der
Millionäre von 4,6 auf 37,7 Milliarden
DM, d. h. rd. auf das Achtfache ge­
stiegen.

Eine wichtige Triebkraft dieser zuneh­
menden staatlichen Tätigkeit ist die
Militarisierung der Wirtschaft und des
gesellschaftlichen Lebens. Die tech­
nische Revolution hat auch den Cha­
rakter der Waffen verändert. Die Rü­
stungsproduktion erfordert nicht nur
riesige Mittel, sondern auch eine sol­
che Organisation, die nur mit Hilfe
des Staates entwickelt werden kann.

Ausgehend vom veränderten Charak­
ter eines evtl. Krieges streben die herr­
schenden Kreise eine weitgehende An­
näherung des Friedensstandes der Ar­
mee und der Mobilisierung aller Kräfte
an die Erfordernisse eines Krieges an.
Das bedeutet aber, daß auch in Frie­
denszeiten eine straffe Organisation
aller ökonomischen, politischen und
militärischen Kräfte geschaffen wird.
Die Notstandsgesetzgebung ist ein
Ausdruck dieses Strebens. Auch all das
ist natürlich nur mit Hilfe einer wach­
senden staatlichen Tätigkeit durchzu­
führen.

Einfluß der Unternehmerverbände

In den letzten Wochen wurden auch
von zahlreichen Vertretern des Groß­
kapitals Erklärungen gegen die wach­
sende staatliche Ausgabenflut abge­
geben. So u. a. auf dem Wirtschafts­
kongreß derCDU/CSU. Betrachtet man
diese Erklärungen aber näher, so sind
sie in erster Linie gegen Ausgaben auf
sozialem und kulturellem Gebiet ge­
richtet, also gegen jene Ausgaben, die
den Arbeitern, Angestellten und ande­
ren Werktätigen zugute kommen. Es
wird kein Protest erhoben gegen sol­
che Ausgaben, die wie die Investiti­
onshilfe, Exportsubventionierungen
u.ä. die Profite der Monopole erhöhen.
Das entspricht völlig dem Charakter
dieser staatlichen Tätigkeit, die in er­
ster Linie den Monopolen dient. Ihre
Interessen werden vor allem mit Hilfe
der Unternehmerverbände durchge­
setzt. Der Einfluß der Unternehmerver­
bände auf die staatliche Tätigkeit ist
so offensichtlich, daß vor einiger Zeit
selbst die Professoren des wissen­
schaftlichen Beirates beim Wirtschafts­
ministerium öffentlich dagegen Protest
erhoben. Der Göttinger Staatsrcchtler
Gerhard Leibholz erklärte vor einiger
Zeit, der Bundestag sei die Stätte, an
der nur Entscheidungen registriert 

werden, die außerhalb des Bundestages
getroffen wurden. („Der Spiegel", Nr.3,
1965, S. 3.) Aber „außerhalb des Bun­
destages" bedeutet in erster Linie in
den Ausschüssen und Beiräten, die von
den Unternehmerverbänden beherrscht
werden.

II.

Dieses System der Regulierung der
Wirtschaft im Interesse einer kleinen
Gruppe von Großunternehmern kann
nur voll funktionieren, wenn cs auf
alle wichtigen Bereiche des gesell­
schaftlichen Lebens ausgedehnt wird.
So ist damit das Bestreben verbunden,
die Rechte der Parlamente zugunsten
der Exekutivorgane, der Ministerien,
Ausschüsse, Beiräte usw. abzubauen,
das heißt, wichtige demokratische
Rechte zu beschneiden. Daraus folgt
der Versuch, Einfluß auf die gewerk­
schaftliche Tätigkeit zu gewinnen, die
Lohnentwicklung staatlich festzulegen,
Gerichtsurteile gegen die Gewerkschaf­
ten durchzusetzen usw. Die Notstands­
gesetzgebung ist nur ein gewisser
Höhepunkt dieser Entwicklung

In der „Welt der Arbeit" (Nr. 26, 1965,
S. 2) wird gesagt:

„Es ist in der Tat schwer, Erklärungen
dafür zu finden, daß immer mehr Ge­

richtsentscheidungen ergehen, die sich
gegen die Gewerkschaften richten, die

deren Betätigungsfreiheit einengen.
Wie soll man es verstehen, daß Rich­
ter, ohne mündliche Verhandlung, ohne

die dafür zuständige Kammer einzu­

berufen, nur aufgrund von Erklärun­
gen der Arbeitgeberseite, einstweilige

Verfügungen erlassen. Sie müssen
doch wissen, daß sie damit in der Re­

gel endgültige Tatbestände schaffen.
Ein anderes Gericht verbietet eine ge­
plante Versammlung der Gewerkschaf­

ten unter freiem Himmel durch einst­
weilige Verfügung unter Androhung

einer Strafe von 250 000 DM. Gleich­
zeitig sind aber Treffen ehemaliger SS-
Angehöriger erlaubt, ebenso Ver­

sammlungen, in denen eindeutig Vo­
kabeln und Tendenzen verwendet

werden, die wir noch in schlechtester
Erinnerung haben. Ist das alles nur
Zufall?“

Machfversch melzung

von Kapital und Staat

Natürlich ist das kein Zufall, sondern
ein wichtiger Ausdruck für die enge
Verschmelzung der Macht der Groß­
unternehmer mit der Macht des Staa­
tes in der Bundesrepublik. Wir be­
zeichnen diese Entwicklung als staats­
monopolistischen Kapitalismus, als
Ausdruck der Tatsache, daß die Kon­
zerne und Monopole ihre Herrschaft
auf allen wichtigen Gebieten mit der
unmittelbaren Einschaltung des Staa­
tes durchsetzen.

Die enge Verflechtung der Macht der
Monopole mit der Macht des Staates
ruft einige prinzipielle Fragen der ge­
werkschaftlichen Tätigkeit auf. Das
Ringen um wirtschaftliche und soziale
Forderungen der Arbeiter und Ange­
stellten muß offensichtlich immer mehr 
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Bevölkerung entspricht. Hinzu kommt, daß die Arbeitneh­
mer eigentlich nur zwei Möglichkeiten haben, Einiluß aus­
zuüben, nämlich im Bundestag und durch die Gewerkschaf­

ten ...
Selbstverständlich wäre es verfehlt in unserer Demokratie,
in der allein die Parteien die Träger der politischenWillens-
bildung sein sollen, auf eine Zusammensetzung des Bundes­
tages zu drängen, in der sich die Schichten der Bevölkerung
zahlenmäßig bis auf die dritte Stelle hinter dem Komma
repräsentieren. In einem Augenblick, in dem sich alle Par­
teien zuVolksparteien entwickeln und möglichst viele Grup­
pen der Bevölkerung umfassen wollen, wird es jedoch ge­
rade für die Arbeitnehmer darauf ankommen, ihre Vertre­
tung im Parlament besonders zu stärken."

_________ NOTSTANDSG E S E T ZJE

Roßtäuschern ist nicht zu trauen

Im Juli-Heft des DGB-Funktionärorgans „Die Quelle” argu­
mentiert der verantwortliche Redakteur Helbing zu der Be­
hauptung, die Rechtsstaatlichkeit könne auch trotz der Not­
standsgesetzgebung gesichert werden:

„Diese These wäre überzeugender, hätten wir
nCn nicht in den zurückliegenden fünf Jahren — seit
LJ/JD der Zeit also, da die ersten Entwürfe für

eine Notstandsgesetzgebung vorgelegt worden
sind — immer wieder die gleichen Erfahrungen machen
müssen. Wir meinen die Versuche, die öffenlichkeil hinters
Licht zu führen, die Gefahren, die mit einer Notstandsge­
setzgebung verbunden sind, zu verharmlosen, und mit bie-
dermännischen Tricks, die an Praktiken von Roßtäuschern
gemahnen, unser Volk notstandsreif zu machen. Die Ab­
lehnung jeder Notstandsgesetzgebung durch den DGB und
seine Gewerkschaften ist nicht zuletzt auf diese Politik zu­
rückzuführen, die Mißtrauen und Zweifel gesät hat und im­
mer noch sät.

Wieso sollen wir auf einmal glauben, daß ein Innenmini­
ster, der in normalen Zeiten Aktionen gutheißt oder ent­
schuldigt, die ,etwas außerhalb der Legalität' erfolgten, in
Zeiten der Not nicht auch damit einverstanden ist, daß
auch einmal ,etwas außerhalb der Notstandsverfassung' ge­
schieht? Wieso sollte er mit dem Notstandsgesetz unter dem
Arm herumlaufen, wenn er es mit dem Grundgesetz nicht
konnte? Auf diese Erfahrungen gründet sich unsere Befürch­
tung-, eine Notstandsverfassung könnte sehr leicht auch
Spielregeln liefern für den Mißbrauch der Macht! Wer den
legitimen Widerstand der Gewerkschaften gegen die Nol-
standsverfassung als ,Druck der Straße' diskriminiert und
in einem Atemzug mit beredten Worten seine Sorge um die
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit kundtut, dem werden
wir nicht trauen."

Verantwortungslose Jllusions-Erzeugung 

liehen Schulzbauten noch Hilfsschutzkorps und Luftschutz­
männer und -trauen aufhallen. Nur eine Politik des Friedens
kann die Menschen vor dem Untergang bewahren."

„Ruhe ist nicht die erste Bürgerpflicht”

Unter dieser Überschrift warnt die „Holzarbeiter-Zeitung”
im Juli-Heft vor der Illusion, daß mit der Entscheidung der
SPD, das Ja zur Notstandsgesetzgebung bis nach der Bun­
destagswahl zu verschieben, die Gefahr vorüber sei:

„Bei der Verteidigung gegenüber den Vorwür-

fen der CDU gebrauchte der stellvertretende
1^1 SPD-Vorsitzende Herbert Wehner die Formu-
■oul lierung, daß die .außerparlamentarischen Geg­

ner einer Nolstandsgesetzgebung überhaupt nicht wissen,
wovon sie sprechen'. Nun, diese Feststellung trifft gerade
auf diejenigen nicht zu, die protestierten. Die Professoren,
die Studenten und die Gewerkschaften wissen genau, worum

es 'in dieser Frage geht . . .

Wenn die Nolstandsverfassung in diesem Bundestag auch
nicht mehr Wirklichkeit werden kann, im nächsten kommt
sie bestimmt. Das hat die SPD durch ihren stellvertretenden
Vorsitzenden Wehner angekündigt. Inzwischen aber wer­
den wir wohl noch eine Reihe .einfacher' Gesetze bekom­
men, unter denen als erstes das Schutzbaugesetz rangiert.
Mit falschen Argumenten wird hier vorgetäuscht, daß es
Sicherheit gäbe, wenn man nur seinen Kartoffelkeller aus­
baue, obschon 1963 deutsche Wissenschaftler unwide.rlegt
festgeslellt haben, daß die Parole .Jeder hat eine Chance'
angesichts der heutigenWaffentechnikeinfach unwahr ist...

Werden alle die Pläne Wirklichkeit, dann bedeutet das eine
vollkommene Militarisierung und Uniformierung des ge­
samten Volkes. Wie schon einmal werden neben den Front­
soldaten die Fronlarbeiler stehen. Wie Herr Barzel dann
noch den Rechtsstaat erhalten will, damit die Demokratie
nicht untergeht, dieses Rätsels Lösung zu erfahren, werden
wir wohl lange warten. Allerdings, wenn der Notslandsfall
da ist — das kann, wie Innenminister Höcherl sagte, be­
reits bei einer neuen Kubakrise sein —, werden wir in den
Kasernen des Zivildiensles zweifellos Zeit genug dafür
haben. Aber dann ist diese Antwort sowieso nichts mehr
wert. Heute gilt es zu handeln. Ruhe ist nicht die erste Bür­
gerpflicht."

„Man kann im Herbst vernünftig wählen”

In Nr. 14 der Zeitung „Metall” vom 13. 7. 65 veröffentlicht
Herbert Mayer ein Gedicht unter dem Titel „Der wahre
Notstand", das sich mit Vorwürfen des CDU/CSU-Fraktions-
vorsitzenden Rainer Barzel gegen die IG Metall beschäftigt,
weil diese ständig über die Gefahren der Notstandsgesetze
aufklärt. Es heißt zum Schluß:

Die Gewerkschaftszeitung „Metall" knüpft in Nr. 14 vom
13. Juli an die Bundestagserklärung von Verteidigungs­
minister Hassel (24. 6. 65) an, der über einen neuen Krieg
gesagt hatte: „Es werden Stunden oder Viertelstunden über
Sein oder Nichtsein entscheiden." Die Zeitung stellt dann
die Frage:

p. „Wenn man das zu wissen glaubt, ist es ver-
ZL\ anlw ortungslos, dem Volk einzureden, es

könne sich schützen. In der Viertelstunde, die
* * zum Retten zur Verfügung steht, läßt sich kein

50-Millionen-Volk unter der Erde verstecken. Eine nahezu
biblische Sprache hat der Verteidigungsminister gefunden
mit seinem Satz: ,Das Bild des Krieges muß in Dimensio­
nen einer Apokalypse gesehen werden.'

Das heißt doch, ein künftiger Krieg ist einem Weltuntergang
gleichzusetzen, und Herr von Hassel hat hinzugefügt: .Wenn
bei früheren Kriegen auch nach einer furchtbaren Niederlage
es immer noch ein Weiterleben für die Völker gab, heute
ist die Gefahr der völligen Vernichtung aller gegeben.'
Diese drohende Vernichtung werden weder die unzuläng-

Nun zu „METALL". Denn wir vergleichen
Das, was uns droht, mit dem, was war.
Es gibt gewisse üble Zeichen,
Hier liegt die wirkliche Gefahr!

Das hat Herr Barzel jetzt als „übel"
Und als „geschmacklos" abgetan ...
Es tut uns leid: Sein Zornes kübel
Wirft uns gewiß nicht aus der Bahn!

Uns bleibt die Pflicht, statt süß zu geigen,
Den wahren Notstand aufzuzeigen:
Noch stützt sich Deutschland weit und breit
Auf Untertan und Obrigkeit!
Nicht allen läßt sich stur befehlen —
Man kann im Herbst... vernünftig wählen!

Nun ist keineswegs von selbst ersichtlich, was „vernünftig"
wählen heißt, da auch die SPD im Prinzip die Notstands­
gesetze will, die Gewerkschaften aber doch strikt dagegen
sind. Bleibt — um vernünftig zu wählen — nur die DFU.
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Beginnt ein Umdenken beim IBFG?

Anfikommunismus wird als Hemmschuh erkannt

Zusammenarbeit zwischen IBFG und WGB notwendig

Der 8. Weltkongreß des Internationalen Bundes Freier Gewerkschaften (IBFG) in
Amsterdam hat für die Gewerkschafter in der Bundesrepublik mancherlei Über­
raschungen gebracht. Der hier erfolgte erste Schritt zur Reform überholter Dok­
trinen wird sicherlich nicht ohne positive Wirkung auf den DGB bleiben.

Das den Kongreß beherrschende Ereig­
nis war der tiefe Gegensatz zwischen
den Vertretern der westeuropäischen
und der US-Gewerkschaften in den
Fragen Friedenssicherung und Ko­
existenz. Während der DGB-Vorsit­
zende Rosenberg, gestützt auf die For­
derungen des DGB - Grundsatzpro­
gramms, besorgt vor der Gefahr eines
neuen Weltkrieges warnte und das be­
sondere Interesse der deutschen Ge­
werkschafter bekundete, „alle nur
denkbaren Möglichkeiten" zu nutzen,
um „ihren Teil zur Erhaltung des
Friedens beizutragen", versuchte der
Boß der US-Gewerkschaften, Meany,
den Kongreß für die aggressive Politik
der USA in Vietnam zu gewinnen, und
diffamierte die Koexistenz als „eine
sehr prekäre Grundlage für den Welt­
frieden". Dieses scharfmacherische
Auftreten Meanys — der sich über­
haupt als Gendarm des IBFG auf­
spielte — fand bei den Delegierten
kaum Anklang.

Der Sekretär des IBFG, Omer Becu,
umriß den Standpunkt der Mehrheit
im Rechenschaftsbericht mit den Wor­
ten: „Der IBFG ist keine Warfe im kal­

ten Krieg. Er ist kein Werkzeug ir­
gendeines Blocks oder einer Regie­
rung.'

Auch Ludwig Rosenberg stellte einen
„beträchtlichen Auffassungsunterschied
im weltanschaulich - politischen Pro­
gramm" zwischen dem DGB und Meany
fest. Der DGB-Vorsitzende kennzeich-

Rechte der Gewerkschaften in der
EWG erfolgen, obwohl die Internatio­
nalisierung des Kapitals und die
Machtkonzentration in der EWG die
Arbeitnehmerschaft in arge Bedräng­

dern vor? Ist es nicht an der Zeit, die
Kraft der europäischen Arbeiterschaft
durch ein Bündnis mit den größten Ge­
werkschaften Frankreichs und Italiens
zu stärken? Die Distanzierung Rosen­
bergs vom starren Antikommunismus
entzieht doch auch jenen Argumenten
die Grundlage, die eine Zusammen­
arbeit mit „kommunistisch beeinfluß­
ten1' Gewerkschaften von vornherein
ausgeschlossen haben.

Um es anders zu sagen: Der DGB als
die große Einheitsgewerkschaft in
Westeuropa hat nach diesem IBFG-
Kongreß die besondere Pflicht, Initia­

nis bringen.

Die Ausführungen Ludwig Rosen­
bergs sind jedoch insbesondere für
den DGB von großer Aktualität.
Wenn der DGB „jede starre Anti-
Haltung" ablehnt, dann ist es nur
zeitgemäß, das bisherige Dogma:
keine Kontakte mit DDR-Gewerk­
schaftern, ebenfalls aufzugeben.
Denn eine der wichtigsten „denk­
baren Möglichkeiten", zur Friedens­
sicherung in Deutschland beizutra­
gen, ist die Verstärkung der Ver­
ständigungsbemühungen, wozu die
Arbeiterschaft viel beitragen kann.

Der OTV-Vorsitzende Kluncker hat mit
seiner Reise in die CSSR den Auftakt
zu einer realistischeren Ost-Politik
des DGB gegeben. Wir begrüßen den
Beginn der Normalisierung der ge­
werkschaftlichen Beziehungen zu den
sozialistischen Ländern. Da dieser
Schritt nun getan wird, scheint uns
eine Korrektur der bisherigen starren
Anti-Haltung zum FDGB um so drin­
gender geboten.
Und eine weitere Frage drängt auf
Antwort: Wie stellt sich der DGB die
Verwirklichung der Forderungen nach
Mitbestimmung und des Europäischen
Aktionsprogramms in den EWG-Län-

tiven zur Stärkung der internationalen
Solidarität zur fördern. In Frankreich
ist jetzt die Buchdrucker-Gewerkschaft,
die dem CGT angehört, auch in die
Internationale Graphische Föderation
des IBFG aufgenommen worden; in
Luxemburg vollzieht sich die Vereini­
gung der sozialistischen und der freien
Gewerkschaften; auf den Rostocker
Ostsee-Konferenzen diskutieren seit
langem IBFG-Gewerkschafter aus Skan­
dinavien mit ihren WGB-Kollegen.

Der Amsterdamer IBFG-Kongreß stellt,
so gesehen, einen Schritt zur Neu­
besinnung und zur Reform des IBFG
dar. Das Umdenken im DGB, insbeson­
dere im Hinblick auf unsere nationalen
Probleme, müßte nun die logische
Fortsetzung dieses Kongresses sein.

Zwar hat sich die IBFG-Diskussion um
die Ablösung oder Beibehaltung der
bisherigen „Anti-Haltung" auf die be­
sonderen Probleme des Internationa­
len Bundes Freier Gewerkschaften in
den Ländern Afrikas konzentriert. Es
dürfte jedoch einleuchten, daß der
sterile Antikommunismus als die
Hauptursache für eine zunehmende
Isolierung des IBFG, vor allem in den
jungen Staaten Afrikas und Asiens,
kein geographisches, sondern ein
grundsätzliches Problem ist. FI. Cz.

Kluncker will „Ostkontakte“ knüpfen

Gespräche in Prag mit führenden Gewerkschaftern

Der Vorsitzende der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr,
Heinz Kluncker, hat für Anfang September eine Reise nach Prag angekündigt. Der
OTV-Vorsitzende, der seine Reise als „Test" und „Experiment" bezeichnete, will
mit Gewerkschaftsfunktionären aus Osteuropa ins Gespräch kommen.

nele diese Differenz mit den Worten,
der DGB sei gegen jede starre „Anti-
Haltung", wogegen die amerikanische
Konzeption den IBFG „zu dogmatisch
und unbeweglich auf eine Antikommu­
nismus-Haltung des kalten Krieges"
festlegen will.

Rosenberg bezog den vernünftigen
Standpunkt: „Antikommunismus für
sich allein ist aber kein Programm,
man muß für und nicht gegen etwas
sein ... Man muß erkennen, daß nicht
alles schon deshalb kommunistisch ist,
weil es sich nicht völlig mit den Vor­
stellungen der westlichen demokrati­
schen Staaten deckt." Und er fügte
hinzu: Eine Art Hallstein-Doktrin im
gewerkschaftlichen Raum sei alles an­
dere als zeitgemäß.

Das sind nüchterne und sachliche
Worte, wie sie in der Vergangenheit
nur selten ausgesprochen wurden.
Worin bestand denn bisher die Posi­
tion des IBFG? Es gab den Beschluß,
keine Kontakte zu den Gewerkschaf­
ten des WGB, weder in den sozialisti­
schen Ländern noch in Westeuropa, zu
pflegen. Es konnten daher weder Ab­
sprachen noch gemeinsame Aktionen
zur Sicherung und Erweiterung der

So wird Heinz Kluncker u. a. mit Ver­
tretern der tschechoslowakischen, der
polnischen und der sowjetischen Ge­
werkschaften Zusammentreffen. Den
offiziellen Rahmen dafür bildet der
Weltkongreß der „Internationalen Me­
dizinischen Gesellschaft für das Stu­
dium des Lebens und der Gesundheit
der Arbeiter" vom 1. bis 4. September
in Prag, an dem der OTV-Vorsitzende
teilnimmt.
Es sei an der Zeit, aus der „Enthalt­
samkeit gegenüber Osteuropa heraus­
zukommen und Bewegung in die Sache"
zu bringen, sagte Kluncker in einem
Presseinterview. Er will die Möglich­
keit zu Studienkontakten zwischen den
DGB-Gewerkschaften und den Gewerk­
schaften in sozialistischen Ländern 

sondieren. Es müsse einmal ein Anfang
gemacht werden. Dabei müßten aller­
dings auch im DGB „Doktrinen" über­
wunden werden, die solchen Absichten
nicht freundlich gegenüberstünden. Er
habe jedoch für seine Prag-Reise und
seine dortigen Absichten die Zustim­
mung des DGB-Bundesvorstandes er­
halten.

Offensichtlich kann man in dieser In­
itiative des ÖTV-Chefs den Ausdruck
eines sich anbahnenden Wandels in
der Frage der Beziehungen zu den Ge­
werkschaften in den sozialistischen
Ländern erblicken. Es ist bekannt, daß
dieses Problem schon lange heftige
Diskussionen in den Reihen und Füh­
rungs-Gremien des DGB und seiner
Gewerkschaften hervorgerufen hat.
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TE R M IN

KALENDER

■ 6.—11. September
8. Gewerkschaftstag der IG Metall
in Bremen

■ 23.—24. September
Außerordentlicher Gewerkschafts­
kongreß der IG Bergbau und Ener­
gie zu Satzungsfragen in Ober­
hausen

■ 26. September — 2. Oktober
7. Gewerkschaftstag der IG Druck
und Papier in Berlin

■ 27. September — 2. Oktober
8. Gewerkschaftstag der Deutschen
Postgewerkschaft in Wiesbaden

■ Im Oktober
Betriebsräte- und Vertrauensleute­
konferenz der IG Metall

■ 9.—16. Oktober
7. Gewerkschaftstag der Gewerk­
schaft der Eisenbahner Deutsch­
lands in Karlsruhe

■ 11.—15. Oktober
9. Gewerkschaftstag der Gewerk-
schaftTextil-BekJeidung in Stuttgart

■ 9.—11. November
Bundesangestelltenkonferenz des
DGB in Bad Godesberg

■ 19.—20. November
6.DGB-Jugendkonferenz  inMünchen

■ 9.—14. Mai
7. DGB-Kongreß in Berlin

Für Spenden auf das
Postscheckkonto Stuttgart 960 19

verbindlichen Dankl

Die beste Unterstützung der
NACHRICHTEN

ist ein Abonnement!

Flick und die „Eigentumsbildung”

Während man in Bonn nicht müde
wird, eine „breite Eigentumsbildung"
zu propagieren, ist Konzernherr Flick
dabei, die freien Aktionäre aus seinem
Imperium hinauszudrängen. Flicks Kon­
zept, das sich angesichts des CDU-
Wahlslogans zumindest merkwürdig
ausnimmt, ist denkbar einfach. Er rich­
tete an die freien Aktionäre der Bude-
rus'schen Eisenwerke das Angebot,
ihre Aktien zu einem Kurs von 550 an
ihn abzutreten.

In Börsenkreisen wird fest damit ge­
rechnet, daß der größte Teil der Ak­
tionäre von dem Angebot Gebrauch
macht und daß nach der Abfindungs­
aktion nur noch eine kleine Gruppe
freier Buderus-Aktionäre übrig bleibt.
Unter diesen Umständen kann Flick
die Buderus'schen Eisenwerke ebenso
in eine GmbH umwandeln, wie er das
bereits mit Dynamit Nobel und Feld­
mühle getan hat.

Sieht man davon ab, daß Herr Flick
sich seine Abfindungsaktion etwas
kosten läßt, so wird dadurch wieder
einmal deutlich, was es mit dem Wahl­
versprechen „Eigentum für alle" in
Wirklichkeit auf sich hat. -tt-

Den Osthandel normalisieren!
Gespräche mit der Tschechoslowakei festgefahren

Die CSSR als ergiebiger Handelspartner

Die Wirtschaftsverhandlungen zwischen der Bundesrepublik und der Tschecho­
slowakischen Sozialistischen Republik (CSSR) sind festgefahren. Die Gespräche
über ein langfristiges Handelsabkommen zwischen beiden Ländern hatten im
Dezember 1964 begonnen. Bonn hat es Prag nicht leicht gemacht. Neben der
Aggressivität sogenannter Vertriebenenverbände gegenüber der CSSR war es
vor allem die Berlin-Klausel, die bewirkte, daß die Verhandlungen in eine Sack­
gasse gerieten.

Bei der wachsenden Bedeutung, die der
Normalisierung des Osthandels der
Bundesrepublik zukommt und die von
der Wirtschaft immer nachdrücklicher
gefordert wird, ist es interessant, sich
einen Überblick über die Handelsmög­
lichkeiten zwischen beiden Ländern zu
verschaffen.

Nach dem 2. Weltkrieg entwickelten
sich die Handelsbeziehungen zwischen
der Bundesrepublik und der CSSR auf
Grund der natürlichen Nachbarschaft,
und die Bundesrepublik wurde zum
größten westlichen Handelspartner der
Tschechoslowakei. Der Anteil West­
deutschlands am Gesamtumsatz des
tschechoslowakischen Außenhandels
mit den kapitalistischen Ländern be­
trug in den letzten Jahren mehr als
10 Prozent. Als Grundlage des beider­
seitigen Warenaustausches dient zur
Zeit noch das Protokoll über den Gü­
teraustausch vom 23. März 1961, in
dem die Bestimmung enthalten ist, die
Gültigkeit der ausgehandelten Waren­
listen bis 1964 alljährlich zu verlängern.

In den letzten Jahren ist es zu einem
Rückgang des Gesamtumsatzes im ge­
genseitigen Güteraustausch gekom­
men, und zwar infolge der Verringe­
rung der tschechoslowakischen Importe
aus der Bundesrepublik. Die Ursache
dafür ist vor allem in der diskriminie­
renden Kreditpolitik der Bundesregie­
rung gegenüber der CSSR zu suchen,
wodurch diese gezwungen wurde, einen
bedeutenden Teil ihres Einfuhrbedarfs
in anderen westlichen Ländern zu dek-
ken, die mit der CSSR zu gleichen Be­
dingungen wie mit allen übrigen Staa­
ten Handel treiben.

Was die Struktur des gegenseitigen
Güteraustausches betrifft, so hat sich
diese in den letzten Jahren kaum ver­
ändert, obwohl die Möglichkeiten zu
einer Ausweitung vorhanden sind. Die
CSSR lieferte hauptsächlich Malz, Hop­
fen, Gemüse, Obst, Zucker, Eier, Saat­
gut, Holz, Baumaterial, Töpferton,
Schieferton und Porzellanerde; ferner
Braunkohle, Nichtmetall - Materialien,
Buntmetallabfälle, Walzmaterial und
Maschinenbau-Erzeugnisse. Die Bun­
desrepublik lieferte überwiegend Fer­
tigfabrikate, Maschinen, Chemikalien
und Metall-Halbfabrikate.

In letzter Zeit gewinnt auch der zu­
nehmende Reiseverkehr nach der CSSR
an Bedeutung, zu dessen Ausweitung
die Prager Regierung alle notwendi­
gen Voraussetzungen schafft, wie etwa
die Vereinfachung der Reiseformali­
täten, die Eröffnung neuer Grenzüber­
gänge, die Gewährung eines günstigen
Touristenkurses usw.

Es liegt auf der Hand, daß es po­
tentiell viel größere Möglichkeiten
für die wirtschaftlichen Beziehun­
gen zwischen der Bundesrepublik
und der CSSR gibt, als der gegen­
wärtige Außenhandelsumsatz of­
fenbart. Allerdings wird man sich
dazu in Bonn entschließen müssen,
auf die fortwährende Politisierung
des Handels und dessen Ausnutzung
zur Befriedigung politischer Macht­
ansprüche zu verzichten. Mit die­
ser Hypothek ist zur Zeit noch der
gesamte Osthandel der Bundesrepu­
blik belastet. Sie muß im Interesse
der Entwicklung gutnachbarlicher
Beziehungen abgetragen werden.

Sollte Bonn diese Notwendigkeit nicht
begreifen oder sie einfach zu ignorie­
ren suchen, so wird es nicht lange
dauern, bis die westlichen „Verbünde­
ten" der Bundesrepublik das „Rennen"
gemacht haben. Großbritannien hat der
CSSR unlängst einen Kredit mit einer
Laufzeit von 14 Jahren eingeräumt.
Und das dürfte nur der Anfang sein...

G. B.

Zu guter Letzt:

Wie das Bundespresseamt mitteilte,
empfing der Bundeskanzler den ehe­
maligen Fußballtrainer, Sepp Herber­

ger,zumTee,um sich über die jüngsten
Ereignisse in der Bundesliga unter­
richten zu lassen.

Nichts gegen Fußball: Aber daß an­
gesichts der drohenden Zechenstill­
legungen, der Finanzkrise des Bundes­
haushaltes und der sich von Tag zu Tag
verschärfenden weltpolitischen Lage
der verantwortliche Mann für die Poli­
tik der Bundesregierung sich über die

Krise in der Bundesliga unterrichten
läßt, ist mehr als merkwürdig. Oder

will Erhard möglicherweise nach der
kommenden Wahl Kanzler des Deut­
schen Fußballbundes we rden ? Das wäre
gar nicht einmal schlecht.
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